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Seit 1955 gibt es in Frankreich eine Kartellbeliörde, 
die die eingehenden Klaigen überprüft und auch 
selbst Initiativen ergreifen kann. Sie beurteilt von 
Fall zu Fall, ob industrielle Vereinbarungen den 

, normalen Konkurrenzregeln w iderspredien und in 
' weldiem Sinne sie gegebenenfalls geändert werden 
müssen. Im Kartellausschuß ist auch die "Wirtschaft 
vertreten. Es entwidcelte sid i eine recht vertrauens­
volle Zusammenarbeit, die dazu führte, daß die 
Regierung bisher auf jedes gerichtlidie Vorgehen 
gegen Kartelle verzichten konnte, w eil d ie  betreffen­
den Firmen sich jewteils den Empfehlungen des 
K artellaussdiusses anpaßten. Es ist audi nidit selten, 
daß sich Unternehmen, die Abspradien beabsiditigen, 
inform atorisdi bei dem Kartellausschuß melden, um 
sidi bestätigen zu lassen, daß ihre Pläne mit den 
gültigen Regeln und Gebräuchen vereinbar sind. Eine 
Behörde gewinnt allein durch die ständige Fühlung­
nahm e mit der W irtsdiaft Einblick in d ie  Kartell­
methoden. Mit Meldepflichten und V erboten läßt sich 
nidits erreidien. Die Erfahrungen m it dem deutsdien 
Kartellam t in diesem Sinne werden überzeugend als 
negativ hingestellt.

W ie bereits erwähnt, steht die französische Regierung 
Konzentrationsbewegungen fast ohne Ausnahme 
günstig gegenüber, solange hierdurch keine Mono­
polstellung gesdiaffen wird. Aber selbst gewisse 
De-facto-Monopole‘ w erden hingenommen, unter der 
Bedingung, daß sie sid i der staatlidien Preiskontrolle 
in irgendeiner Form unterw erfen und daß der Staat 
auch die Möglichkeit erhält, ihre anderen M ethoden 
einigermaßen zu überwadien.

Die Konzentrationsbewegung in der französisdien 
W irtsdiaft erfaßte übrigens bisher vorwiegend Groß­
betriebe, bei zögernder Einstellung der kleinen und 
m ittleren Unternehmen. Häufig sind die Produktions­
einheiten der französisdien Großbetriebe im in ter­
nationalen V ergleidi zu klein, so daß Fusionen und 
A rbeitsteilungen erforderlich werden. Ein M usterbei­

K artellausschuß u nd K on sen tra tion spo litik spiel ist die allgemein gebilligte, schrittweise Fusion 
der beiden Chemiekonzerne Péchiney und Saint-Go- 
bain. Es bestünden auch seitens der Regierung keiner­
lei Einwände, wenn sidi, was eines Tages wohl der 
Fall sein wird, die bestehenden großen Stahlkonzerne 
in zwei oder drei Einheiten zusammenschließen. Fer­
ner ist bezeichnend für die Einstellung der französi­
schen Regierung, daß sie seit einiger Zeit .der Auto­
m obilindustrie eine Konzentration nahelegt, d. h. den 
Zusammenschluß von Peugeot mit den staatlidien Re­
naultw erken sowie von Simca und Citroën.

Besonderes Gewidit legt die Regierung andererseits 
auf die Konzentration des W arenverteilungsapparates. 
Sie begünstigt in diesem Sinne Einheitspreisgeschäfte, 
Filialbetriebe und Supermarkets, unter der Voraus­
setzung, daß sie sich mit möglidist kleinen Verdienst­
spannen begnügen. Sie führt gleichzeitig einen harten 
Kampf gegen die festgesetzten Preise für M arken­
artikel und gegen die Lieferverweigerung bei Preis­
unterbietung. Dem Einzelhandel wird empfohlen, sich 
durdi Einkaufsgenossenschaften und auch) durdi die 
Umgestaltung seiner Verkaufsstellen in Selbstbedie­
nungsläden usw. der neuen Lage anzupassen.

Soweit es in Frankreich überhaupt eine A ntikartell­
politik gibt, rid ite t sie sich gegen alle künstlidien 
Faktoren, die w ährend langer Jahrzehnte zu einer 
red it verhängnisvollen V erteuerung des W arenver­
teilungsapparates geführt haben, bei ausgesprochener 
N adisidit gegenüber einer Industrie, der man im In­
teresse ihrer M odernisierung und Expansion eine 
möglichst hohe Eigenfinanzierungsrate — dank aus­
reichender Preise — lassen mödite, soweit dies m it, 
der n id it leid iten  Preisstabilisierungspolitik vereinbar 
ist. Sdiließlich ist es widitig; zu wissen, daß nach 
einer in Frankreidi w eitverbreiteten Überzeugung — 
in der W irtsdiaft ebenso w ie in der Verwaltung — 
die V erw irklidiung des Gemeinsamen M arktes mit 
der erforderlichen Rationalisierung und Spezialisie­
rung der Betriebe ohne ein Mindestmaß der Kartelli­
sierung unvorstellbar wäre.

Kartellgesetz und Kartellpraxis in Großbritannien
Karl-Ernst i^dienk, London

Das geltende britisdie Kartell- und Monopolrecht 
ist genau w ie das deutsdie erst vor wenigen Jah ­

ren erlassen worden. W ährend jedodi in Deutsdiland 
vor dem Kriege bereits ein durchgebildetes Kartell­
gesetz bestand, die Kartellverordnung von 1923, bil­
dete in Großbritannien das Common Law den einzigen 
Sdiutz gegen den M ißbraudi der M arktm adit. Die bri­
tisdien Gerichte gew ährten den V ertragsparteien eines 
K artellvertrages in der Regel einen recht erheblidien 
Spielraum in der Anwendung von Zwangsmitteln 
(Liefersperren, sdiw arze Listen, V ertragstrafen) ge­
genüber Vertragsbriidiigen. Durdi diese Reditspre- 
diungspraxis wurde die Ausbreitung der Kartelle in

Großbritannien gefördert. In der öffentlid ikeit und in 
der Verwaltung w ar man über diese Entwidilung be­
unruhigt und versudite ihr mit einer speziellen Mono­
polgesetzgebung zu begegnen.

D ie gesetzliche R egelung
Das Monopolgesetz von 1948‘) sieht die Bildung einer 
Monopolkommission vor, die auf Anweisung des 
Board of Trade Erhebungen über bestimmte Märkte 
vornehm en soll, sobald der Tatbestand monopolisti­
scher Verhältnisse erfüllt ist. Die Kommission hat je-
*) M on op olies and R estr ictive  P ractices (Inquiry and Control) 
A ct, 1948, ergänzt durdi d en  M on op olies and R estrictive Practices  
C om m ission A ct, 1953.
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doch keine Eingriffsredite. Sie stellt nur Tatsachen • 
fest, beurte ilt den Grad der W ettbewerbsbeschränkung 
und schlägt M aßnahmen zur Herstellung wettbewerb­
licher V erhältnisse vor. Die Entscheidung darüber, 
ob M aßnahmen ergriffen werden und welcher A rt ' 
sie sein sollen, liegt allein bei der Regierung. In 
der Praxis ist zwischen der Regierung und den betrof­
fenen W irtschaftszweigen meistens ein Übereinkom­
men über die A bstellung gewisser monopolistischer 
P raktiken erzielt worden. Denn hoheitliche Eingriffe 
zur Beseitigung von Monopolen sind nur auf dem 
W ege über die ordentliche Gesetzgebung möglich. {Ein 
derartiger Eingriff fand bisher nur in einem Falle 
statt, und zw ar für den V ertrieb zahntedinischer A r­
tikel im Jah re  1951.)

Als eine w eitere gesetzliche Maßnahme von allerdings 
I viel allgem einerer Bedeutung ist der Erlaß des Re- 
j stric tive Trade Practices Act von 1956 zu betrachten. 

Dieses Gesetz richtet sich nicht wie das Monopolge­
setz von 1948 gegen Monopole schlechthin, sondern 
nur gegen Kollektivmonopole, das heißt, gegen Kar­
te lle 'ünd^M ärktabsprachen, die als mit dem öffent­
lichen In teresse unvereinbar angesehen werden. Ver­
boten ist danach die gemeinsame Preisbindung durch 
m ehrere Unternehm en (collective price maintenance).

I A ls Ausgleich w erden den Unternehmen größere 
1 Rechte zur Durchsetzung der individuellen Preisbin­

dung eingeräum t. Diese Maßnahme ist in letzter Zeit 
häufig angegriffen worden, weil sie zu einer uner­
wünschten Starrheit der Preise in den einzelnen Han­
delsstufen geführt hat.

! Die gem einsame Preisbindung ist die einzige Kartell- 
' ; form, die durch das Gesetz per se verboten wird.^) 

¿ )  A lle anderen Kartellformen werden zwar formell als 
gegen das öffentliche Interesse verstoßend erklärt; 
ein  K artell kann jedoch vom Kartellgericht (Restric- 
tive Practices Court) freigesprodien werden, wenn es 
ihm gelingt, nachzuweisen, daß es vom Standpunkt 
des öffentlichen Interesses mehr Vorteile als Nach­
teile bringt. Vor dem richterlidien Freispruch! oder 
V erbot ist es nur schwebend wirksam. Das Kartell 
muß in das K artellregister eingetragen werden und 
damit rechnen, auf V eranlassung des Registrars zum 
Nachweis seiner Vor- und Nachteile vor das Kartell­
gericht zitiert zu werden.

2) Eine Reihe von, V ereinbarungen (agreements) ist von 
der Verpflichtung des Entlastungsbeweises ausgenom­
men und damit per se rechtmäßig, beispielsweise 
V ereinbarungen, die nur die Ausfuhr von Waren®), 
die V ergabe von Lizenzen oder Patenten imd den Aus­
tausch von Informationen zum Gegenstand haben. 
Außerdem  kann der Registrar Vereinbarungen ohne 
wesentlicJie w irtsdiaftlidie Bedeutung im Einverneh­
men m it dem  Board of Trade aus dem Register ent­
fernen^). Das gilt beispielsweise für Vereinbarungen, 
die nur die Sicherheit und den gesundheitlichen 
Schutz der V erbraucher bezwecken. Die Einfirmen- 
M onopole sowie die Exportkartelle und sonstigen
2) Part II, S ectio n  24.
5) Part 1, S ectio n  8.
‘) Part I, S ectio n  12.

Kartelle, die von diesem Gesetz nicht betroffen w er­
den, bleiben der Aufsicht der Monopolkommission 
unterworfen, von der eingangs die Rede war.

K a rte ll und öffentliches Interesse

Die Abgrenzung der verbotenen Kartelle gesdiieht 
im britischen Kartellgesetz auf eine sehr pragmatische 
und typisch angelsächsische W eise. Man läßt den 
Kartellbegriff zunächst für einen weit gefaßten Be­
reich von V ereinbarungen gelten.®) Danach werden 
bestimmte A rten von V ereinbarungen aufgezählt, die 
von den Regelungen ausgenommen sind (Section 7 
und 8). Der Rest kommt nur in Betracht, soweit er 
wirtschaftlich bedeutsam ist (Section 12), und hat die 
Chance, sich bei der Abwägung der Vor- und Nach­
teile für das öffentliche Interesse vor dem Kartell­
gericht zu rechtfertigen (Section 21).

Diese M ethode des stufenweisen „Aussiebens" oder 
Subtrahierens mag zwar juridisch nicht sehr elegant 
sein. Vom wirtschaftspolitischen Standpunkt betrach­
te t ist sie aber einer in einen Satz gepreßten Defini­
tion des V erbotstatbestandes vorzuziehen, weil Un­
gewißheit oder Streit über die gerichtliche Auslegung 
w eitestgehend verm ieden wird.

Solche Ungewißheit besteht zum Beispiel heute noch 
(drei Jah re nach Inkrafttreten des Gesetzes!) über die 
Reichweite des Kartellverbots im § 1 des deutschen 
Gesetzes gegen W ettbewerbsbeschränkungen. Dem 
W ortlaut nach gilt das V erbot nur für V ereinbarungen 
und Beschlüsse, die geeignet sind, „durch Beschrän­
kung des W ettbew erbs“ „die M arktverhältnisse zu 
beeinflussen“. Der Begriff des M arkteinflusses wird 
jedoch im Gesetz nicht definiert. Er kann deshalb 
nur durch die Auslegungspraxis der Gerichte mit 
wirtschaftstheoretischem Gehalt ausgefüllt werden, 
für die es natürlich eine schwierige und fachfremde 
Aufgabe ist, die Grenze zwisdien wettbewerblichen 
und beeinflußten M arktverhältnissen zu ziehen. Diese 
Grenzziehung ist tatsächlich nur von Fall zu Fall 
unter W ürdigung aller wirtschaftlichen Umstände 
möglich. Es erweist sich nachträglich als ein schwerer 
Fehler, daß man das Kartellverbot von diesem strit­
tigen und nicht von vornherein definierbaren Krite­
rium des M arkteinflusses abhängig machte. Bei vielen 
Vereinbarungen ist es nämlich ungewiß, ob sie w ett­
bewerbliche Verhältnisse bestehen lassen oder die 
M arktverhältnisse beeinflussen und damit, 'ob der 
grundlegende § 1 und alle daran anknüpfenden V or­
schriften anzuwenden sind oder nicht.

Der Verbotstatbestand, auf dem beide Kartellgesetze 
beruhen und über den es im britischen Gesetz über­
haupt keinen'Zweifel gibt, wird im deutschen Kartell­
gesetz durch diesen Umstand und durch das Fehlen 
einer Aufzählung de i erfaßten V ereinbarungen höchst 
unbestimmt. Dadurch! w ird in der deutschen W irt­
schaft im Unterschied zu Großbritannien ein Zustand 
der Rechtsunsicherheit geschaffen, der allen rechts­
staatlichen Grundsätzen zuwiderläuft.
5) In S ection  6  w erd en  aufgezäh lt; V erein barun gen  über P reise, 
Kauf- oder V erk au fsb ed in gu n gen , M engen- und Q u alitä tsb esd ire i- 
bungen, A bnehm er- und L ie ferantenkreise.
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Der zweite Schlüsselbegriff des britisdien Kartellge­
setzes, das öffentlidie Interesse, w ird auf eine ähn- 
lid i pragm atisdie W eise bestimmt wie die verbotenen 
Kartelle. V ersdiiedene W irkungen der Kartelle w er­
den als im öffentlidien Interesse liegend erklärt und 
aufgezählt (Section 21 [1]). Danadi muß die V erein­
barung geeignet sein;

a) die öffentlid ikeit vor Sdiaden zu sdiützen oder
b) der öffentlid ikeit (den Käufern, V erbraudiem  oder 

Benutzern) besondere und w esentlidie Vorteile zu 
bringen oder

c) wettbewerbsbesdiränkenden Praktiken Dritter zu 
begegnen oder

d) das Aushandeln fairer Kauf- oder Verkaufsbedin­
gungen mit m arktbeherrsdienden Kontrahenteil zu 
ermöglidien oder

e) naditeilige W irkungen auf die allgemeine Besdiäf- 
tigungslage in einem bestimmten Bezirk zu verm ei­
den oder

f) einen w esentlidien Rüdigang der Exporterlöse des 
Vereinigten Königreidies oder des betreffenden In­
dustriezweiges zu vermeiden.

W erden vom G eridit eine oder m ehrere der aufge­
zählten W irkungen als vorhanden oder wahrsdiein- 
lidi yorhanden anerkannt, so findet sdiließlidi die Ab­
wägung gegen die von der V ereinbarung ausgehen­
den negativen W irkungen statt. Letztlidi hängt das 
Urteil also davon ab, w eldies Gewidit den positiven 
und negativen W irkungen beigemessen wird und auf 
w eldier Seite das G eridit ein übergew idit sieht.

Audi das britisdije K artellgeridit muß seiner Beurtei­
lung der K artelle eine nadi bestem ökonomisdien W is­
sen aufgestellte Skala der versdiiedenen Kartellw ir­
kungen zugrunde legen. Da jedodi alle in Großbritan­
nien verhandelten Kartellfälle vor seine Sdiranken 
kommen, bringt es zur Entwidilung einer grundlegen­
den w irtsdiaftstheoretisdien Konzeption viel bessere 
Voraussetzungen mit als ein deutsdies Oberlandes- 
geridit. Außerdem gibt die Zentralisierung die Gewähr 
für eine einheitliche Beurteilung vergleichbarer Tat­
bestände, die in Deutsdiland n id it gegeben ist.

D ie  A usw irkungen  des K arie llgese tzes

Es ist interessant, zu verfolgen, welche Argumente 
von den M itgliedern eines Kartells vorgebradit w er­
den, um eine Anerkennung durdi das G eridit zu er­
reichen. Am häufigsten w urde bisher der Beweis ver- 
sud)t, daß die Vereinbarung der ö ffen tlid ikeit we- 
sentlidie Vorteile bringe (Section 21 [1] b). Die ande­
ren  Argumente, wie höhere Exporterlöse, Beschäfti­
gungsstand und A usgleidi von M arktm adit Dritter, 
spielten eine wesentlich geringere Rolle.

Das K artellgeridit auf der anderen Seite weigerte 
sich, Preisstabilität an sidi als einen Vorteil für die 
Öffentlichkeit anzuerkennen«) und entkräftete damit 
eines der am , häufigsten benutzten Argumente.
In einem Falle wurde die gemeinsame Preisfestsetzung 
durdi mehrere Sdirauben- und Nietenhersteller jedodi 
überrasdiend als vorteilhaft anerkannt,, weil sie den Käu-

9 11
34 52

730 970

•) U rte il vom  24. Ju li 1959, „S diottisd ie Großbäckereien", LR 1 
RP 347.

fern angeblich das Herumfragen bei den Herstellern und 
damit höhere Einkaufskosten erspart, die sie wegen der 
Größe und Unübersichtlichkeit des Sortiments sonst zu 
tragen haben würden. In einer zweiten wichtigen Entschei­
dung wurde das Kartell der bedeutendsten Kesselhersteller 
als gesetzmäßig befunden, weil die Aufhebung der Ver­
einbarungen über technische und marktmäßige Informatio­
nen nach Ansicht des Gerichts zu einem wesentlichen Rück­
gang der Exporterlöse geführt haben würde.’)

Insgesamt wurden unter Sektion 21 des britisdien 
Kartellgesetzes bisher elf Vereinbarungen geriditlich 
verhandelt.®) Acht davon wurden als ungesetzlich be­
funden, eine wurde als mit dem öffentlichen Interesse 
vereinbar befunden (Kesselhersteller-Kartell, 31. 7. 
1959: alle Beschränkungen aüfrechterhalten), ebenso 
der überwiegende Teil einer zweiten (Bolzen- und 
Sdiraubenhersteller-Kartell, 15.7.1960: fast alle Be­
schränkungen aufrediterhalten) und eine geringere 
Beschränkung einer dritten V ereinbarung (Wolldek- 
kenhersteller-Kartell, 23.3.1959: eine Beschränkung 
aufrechterhalten).

Die Statistik des Registers zeigte folgendes Bild:
1 .1 .1 9 6 0  1 .8 .1 9 6 0

Registrierte Vereinbarungen  ....................  2 240 2 300
Vom Kartellgericht endgültig entschiedene 
Fälle

durch Verhandlung..........................................
ohne Verhandlung..........................................

Aufgegebene oder vor Übergabe an das 
Kartellgericht freiwillig „entschärfte“ Ver­
einbarungen ..........................................................  730

Diese Zahlen zeigen, daß das Gesetz trotz der schlep­
penden Prozeßführung vor dem Kartellgericht bereits 
erheblidie Auswirkungen auf die britische Wirtschaft 
hat. Viele Kartelle werden angesichts der strengen 
Urteile freiwillig aufgegeben oder mit der bisherigen 
Rechtsprechung in Einklang gebradit, ehe es zur Ver­
handlung kommt. Darüber hinaus entscheidet jedes 
ergangene Urteil gleichzeitig über das Sein oder Nicht­
sein vergleichbarer Beschränkungen. So wurde bei­
spielsweise nach dem 1. August 1960, für den die letz­
ten statistischen Angaben verfügbar sind, eine Ge­
bietsabsprache zwischen zwei Konsumgenossenschaften 
für ungesetzlich erklärt und damit über 200 ähnliche 
Fälle entschieden.

Bemerkenswert an den Urteilen des K artellgeridits ist, 
daß sie sidi im Gegensatz zu deutschen Kartellurteilen 
wenig mit Fragen der Gesetzesauslegung und über­
wiegend mit der Abwägung wirtschaftlicher W irkun­
gen befassen. Das ist jedoch weniger das Verdienst 
des Gerichts als des britischen Gesetzgebers. Im wirt­
schaftlichen Ergebnis dürfte sich die W irkung des bri­
tischen von der des deutschen Kartellgesetzes trotz 
der unterschiedlichen Konzeption kaum unterscheiden.

D ie S tellun g d er E xportkartelle

W ie die meisten Kartellgesetze trägt auch das briti­
sche der Tatsache Rechnung, daß der internationale 
Handel noch durch Zollschranken und M engenkontin­
gente behindert wird. Dem reinen Exportkartell und
7) U rte il vom  3. Ju li 1959, „K esselfabriken“, LR 1 RP, 285.
*) Stand; 1. 8. 1960, Q u elle: Press n o tice , O ffice  of th e Registrar 
of R estr ictive  Trading A greem ents v . 30. 8. 1960, veröffentlicht 
auch in; Board of Trade Journal v . 9. 9. 1960.
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dem inlandw irksam en Exportkartell werden im Gesetz 
eine Sonderstellung eingeräum t mit dem Ziel, die 
A usfuhr zu fördern. W ie eingangs erwähnt, ist das 
reine Exportkartell vom Kartellverbot ausgenommen. 
K artelle, die sowohl auf dem Auslandsmarkt wie auch 
auf dem Binnenm arkt tätig sind, können sich vor dem 
Gericht rechtfertigen, wenn sie dem öffentlichen Inter­
esse m ehr nützen als sdiaden. Diese Regelung ist 
der deutsdiien sehr ähnlidi.

Es ist w iditig, den Zusammenhang zwichen Zollpoli­
tik  und K artellpolitik zu erkennen, um daraus für die 
K artellpolitik  der Europäischen W irtschaftsgemein­
schaft die rid itigen  Konsequenzen ziehen zu können. 
Solange der internationale Handel durdi Zölle be­
h indert und  durdi Präferenzen beeinflußt wird, beste­
hen für die Exporteure versdiiedener Zollgebiete 
unterschiedlidie Startbedingungen im w irtsdiaftlidien 
W ettbew erb. Um den Handel zwisdien den Zollge­
bie ten  n id it gänzlidi zum Erliegen zu bringen und 
möglichst zu fördern, ist es notwendig, die M arkt­

steilung der Exportindustrien auf den Auslandsm ärk­
ten zu stärken, indem man ihnen die Bildung von Ex­
portkartellen erlaubt. Erst dadurdi w ird es für viele 
Industriezweige überhaupt möglidi, die Zollmauern 
zu überspringen und in  anderen Zollgebieten w ett­
bewerbsfähig zu werden.

Durdi den EW G-Vertrag w ird ein neues Zollgebiet 
gesdiaffen, dessen Exporteure auch w eiterhin mit 
dritten Ländern Handel treiben sollen. Es ist deshalb 
nur konsequent, wenn man ihnen audi erlaubt, zur 
Stärkung ihrer W ettbew erbskraft in dritten Län­
dern und W irtsdiaftsblödcen A usfuhrkartelle zu bil­
den. Bisher fehlt eine m ateriell-reditlidie Regelung 
dieser Frage im EWG-Vertrag. Man sollte aber hoffen, 
daß die nadi Art. 87 zu erlassenden Verordnungen 
zum K artellredit der EWG diesem Zusammenhang 
Rechnung tragen und für das Exportkartell mit In­
landwirkung (im EWG-Raum) ähnlidie Ausnahmen 
zulassen w erden wie das britisdie und das deutsdie 
Kartellrecht.

Kanadas technische Abwertung und wirtschaftspohtische Linie
Eridi jWinger, New York

Ted in isd i gesehen hat Kanada keine offizielle 
A bw ertung seines Dollar vorgenommen,'  als es 

kürzlid i, zusammen mit der Vorlage des größten Defi- 
zit-Budgets der letzten Jahre, seine A bsidit verkün-, 
dete, den Kurs des Kanada-Dollar für die nädiste Zu­
kunft unter dem Kurs des USA-Dollar zu halten. 
Praktisch ist dies jedodi die Folge der kanadisdien 
M aßnahm en —■ und zwar die beabsichtigte Folge.

Die kanadisdie Regierung hat als widitigen Bestand­
teil ih rer Maßnahmen zur Bekämpfung einer latenten 
„Krise" beschlossen, die üblidien Mittel der Interven­
tion  am Devisenm arkt anzuwenden, um den W ert 
ihres D ollar um einige Prozent unter dem festliegen­
den: W ert des USA-Dollar zu halten, nadidem  der 
kanadisdie Dollar Jah re  hindurdi ein Agio bis zu 6 ”/o 
aufw ies und trotz der Diskrepanz in der w irtsdiaft­
lichen Situation nördlidi und südlidi der Grenze 
selbst in den letzten M onaten zeitweise ein Agio bis 
zu 2 Vo zu beobaditen war. Erst in den letzten Tagen 
vor Bekanntgabe des Budgets erreidite der Kanada- 
Dollar die Parität mit der Währung des großen 
Nachbarn.

Daa „E inpendeln“ des K anada-D ollar

M an kann  also sehr wohl von einem neuen Dollar 
K anadas spredien, wenn audi eine Bestimmung seines 
W ertes nur nadi oben möglidi ist: er soll vorerst 
nicht den W ert des amerikanisdien Dollar erreidien. 
Dagegen will man es teils den M arktverhältnissen, 
te ils den Besdilüssen der offiziellen Intervention über­
lassen, w ie groß das Disagio werden darf. Bisher hat 
sich ein A bsdilag von mehr als 3Vo ergeben. Es 
könnte sein, daß die kanadisdien Behörden es während

des Zustroms von Touristen-Dollars aus den USA in 
den Sommermonaten bei diesem Stand belassen möch­
ten (ein Anreiz, nad i Kanada zu kommen in einem 
Sommer, in dem der Reiseverkehr nach Europa durch 
politische und wirtsdiaftliche Unsidierheitsmomente 
seinen Nadikriegsaufschwung unterbrodien hat), je ­
dodi im H erbst den Kurs noch etwas niedriger, etwa 
bei einem Absdilag von rd. 5 Vo sidi einpendeln lassen 
möchten.

Die Absidit, den Dollar sich einpendeln zu lassen, 
ist bekanntlich nicht neu. Schon im O ktober 1950 gab 
Kanada die bis dahin verfolgte Nachkriegspolitik auf, 
den Kurs des Dollar festzulegen: zunädist auf rd. 90 Vo 
des USA-Dollar, dann — vom Ju li 1946 bis zur Pfund­
abwertung im September 1949 in Parität mit dem 
Dollar und ansdiließend w ieder auf 90 V». Der Ent- 
sdiluß, zur freien Kursbildung überzugehen — zu­
nädist unter Beibehaltung der Devisenkontrolle und 
von Dezember 1951 an auf einem unkontrollierten, 
freien Devisenmarkt —, hatte  eine stetige Höherbe­
wertung des kanadischen Dollar zur Folge. Sdion 
1950 und 1951, vor Aufhebung der Devisenkontrolle, 
versdiw and mehr als die Hälfte des Disagio gegen­
über dem USA-Dollari 1952 ergab sich dann ein Agio 
des Kanada-Dollar von zeitweise 4 Vo und durdi- 
sdinittlidi 3 ®/o. Seitdem hatte  sidi dieser Prämien-Zu- 
stand erhalten, wenn audi unter Sdiwankungen des 
Agio zugunsten des Kanada-Dollar. Man w ar zunädist 
mit diesem Aufgeld zufrieden, das der Kanada-Dollar 
erforderte. E^ spielte ein wenig Stolz den USA-Ame- 
rikanern gegenüber mit, die es für selbstverständlidi 
gehalten hatten, daß ihr eigener Dollar in  Kanada 
mehr w ert w ar als die einheim isdie W ährung oder 
dodi zumindest der Landeswährung gleidiw ertig war.
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